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Rede zum Haushaltsplan 2016 
 (Es gilt das gesprochene Wort) 

 
Herr Bürgermeister, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

jedes Jahr wieder demonstrieren die Mehrheitsparteien und auch die, die sich nicht für eine Partei 

halten aber dazu gehören, in Haushaltsreden ihre Stärke ähnlich einer Militärparade. Geändert hat 

sich an der desolaten und immer schlechter werdenden Haushaltslage seit Jahren nichts, da der 

wirkliche Wille zum Sparen fehlt. Zitat Kämmerer: Mit dem Haushaltsplan 2016 sollte einerseits das 

Defizit des Haushaltes 2014 und andererseits das im Rahmen der Finanzplanung im Haushalt 2015 

für 2016 prognostizierte Defizit unterschritten werden, um einem zukünftig ausgeglichenen Haushalt 

einen großen Schritt näher zu kommen und weiterem Eigenkapitalverzehr entgegenzuwirken. Dies 

konnte leider nicht erreicht werden. Mit dem Haushalt 2016 wird erneut ein in Erträgen und 

Aufwendungen nicht ausgeglichener Haushalt vorgelegt, der im Ergebnisplan ein Defizit von 6,7 

Mio. € ausweist, das nur durch Inanspruchnahme der Allgemeinen Rücklage, d.h. weiterem Verzehr 

des Eigenkapitals, gedeckt werden kann. Die erwarteten Erträge aus Gewerbesteuer sinken und die 

Schlüsselzuweisungen fallen. Es würde hier zu weit führen, die Ausführungen des Kämmerers zu 

vertiefen. Diese können ohnehin nachgelesen werden. 

 

Im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung bis 2019 sind keine ausgeglichenen Haushalte in Sicht 

und auch die IHK sieht die Entwicklung in Erkrath mit Sorge, insbesondere weil keine Trendwende 

abzusehen ist. Ein Verweis auf die Vergeblichkeitsfalle bei eigenen Sparbemühungen aufgrund zu 

großer finanzieller Belastung durch externe Einflüsse (übertragene Aufgaben oder Kreisumlage) 

wird hier nicht helfen. Nur im Zusammenspiel zwischen Aufwandsreduzierung und Gewerbe-

Neuansiedlungen kann die Trendwende gestoppt werden oder sogar gelingen. Und damit sind wir 

beim Thema Flächen ausweisen für Gewerbe. Die BMU hat sich jahrelang einer Gewerbeansiedlung 

auf der Neanderhöhe verweigert und gemeinsam mit SPD und Grünen sogar  diese und andere 

nicht genehme Flächen der Überprüfung im Stadtentwicklungskonzept entzogen. Jetzt nach vielen 

Jahren des Stillstands und in Anbetracht der desolaten Finanzlage hat man erkennen müssen, dass 

diese Haltung ein Fehler war und vollzieht den kompletten Richtungswechsel unter Zuhilfenahme 

einer teuren fiskalische Wirkungsanalyse als Vorwand, um den Fehler zumindest in Teilen zu heilen. 

Hier hätte ein ernster Sparwille in der N i c h t beauftragung des Wirtschaftsprüfungsunternehmens 

gelegen, denn der Unterschied der Wertigkeit der Flächen Neanderhöhe und Kemperdick ist ebenso 

offensichtlich, wie der Tatbestand, dass aus dem Verkauf der genannten Flächen frühestens in 5 

Jahren ein erster Gewinn zu erzielen ist. Hinzu kommt, dass der finanzstarke Hauptinteressent für 

einen Teil der Neanderhöhe zwischenzeitlich umdisponiert hat. 

 



  
 

Das Stadtentwicklungskonzept, der CDU mit Gegenversprechen im inzwischen geplatzten 

Koalitionsvertrag abgerungen, hat zu keinerlei Verbesserung der Flächensituation u. ä. geführt, nur 

erheblich viel Geld gekostet. Im Zusammenhang mit dieser Ausgabe führen wir auch die 

Rekommunalisierung der Straßenreinigung an – beides zusammen kostet die Stadt Erkrath 

annähernd eine halbe Million €, wobei die Ausgaben für die kommunale Straßenreinigung 

kontinuierlich steigen werden bedingt durch Aufwendungen für Personal, Fahrzeuge, Reparaturen, 

Krankenstände und teurere Kehrgutentsorgung . 

 

Die auf Antrag der BMU vor sieben Jahren in den Haushalt eingestellten 2 Mio. € zur 

‚Gewerbeentwicklung im Bestand‘ haben nur Schaufensterwirkung und werden von Jahr zu Jahr 

mitgeschleppt. Gewerbeentwicklung im Bestand – hier ist vor allem an Unterfeldhaus gedacht – ist 

nur mit Einwilligung der jeweiligen Eigentümer möglich oder durch Ankauf – und hier sind 2 Mio. € 

so gut wie nichts.  

 

Unser Antrag, das Gebiet Am Wimmersberg in überwiegend wohnbauliche Nutzung umzuwandeln 

wurde von der Mehrheit vertagt. Auch hat die Verwaltung erklärt, sie sei überlastet wegen anderer 

anstehender Vorhaben ohne zu erkennen, dass freie Projektentwickler Entwürfe vorlegen könnten 

und somit die Verwaltung entlastet würde. Der Beitrag der Verwaltung würde in der 

Bebauungsplanänderung bestehen, heißt Umwandlung in ein Gebiet mit überwiegend 

wohnbaulicher Nutzung. Hier käme die von der Politik gewünschte innere Verdichtung zum tragen 

und es könnten viele Wohnungen und auch z.T. stilles Gewerbe entstehen. Wir setzen uns seit 

Jahren für die Ausweisung von Baugebieten für Wohnbebauung ein. Mehrfach hat der Kämmerer 

darauf hingewiesen, dass das Gewerbesteueraufkommen in Erkrath nahezu unkalkulierbar 

geworden sei. Wesentlich konstanter und nicht minder ergiebig ist der Gemeindeanteil an der 

Einkommensteuer. Deshalb sollte die Ansiedlung neuer Bürger und Bürgerinnen Priorität haben. 

Hier bewegt sich aber gar nichts und wie oben bereits erklärt, hat das viel gepriesene und teure 

Stadtentwicklungskonzept überhaupt keine Wirkung. Unsere Anträge zur Ausweisung von 

Baugebieten in Hochdahl insbesondere Kleines Bruchhaus wurden regelmäßig von SPD, BMU und 

Grünen mit dem Argument abgelehnt, dass zunächst die innerstädtische Entwicklung Vorrang habe. 

Mit Hilfe unseres Antrags zur Erstellung eines Baulückenkatasters konnten wir nachweisen, dass die 

allgemeine Akzeptanz zur weiteren Verdichtung in der Bevölkerung eher gering ist.  

 

Finanziell bewegt sich in Erkrath nur der Schuldenberg nach oben. Wir wünschen uns Wohlstand für 

Erkrath mit vernünftigen Spielplätzen und anständig ausgestatteten Schulen, Turnhallen und 

Sportplätzen. Wohlstand setzt aber ausreichende Einnahmen voraus und auch eisernen Sparwillen. 

Sonst herrscht Armut und ein Spardiktat. Die Unbeweglichkeit von Erkrath ist eine Herausforderung. 

Manchmal liegt es an ständig wechselnden Mehrheiten, manchmal mangelt es an Weitblick. Oftmals 

sind die Gründe allerdings kaum nachvollziehbar und nicht transparent.  

Projekt Soziale Stadt: Die Umsetzung dieses Projekts wird Teil des finanziellen Untergangs sein. Zur 

Umsetzung ist u.a. die Beteiligung Privater erforderlich. Dies hat schon bei der Abrechnung 

„Sandheider Markt“ nicht geklappt und zu höheren Ausgaben für die Stadt geführt. In Velbert läuft 

das Projekt bereits im neunten Jahr und nicht mal zur Zufriedenheit der Bürger. Viele Jahre 

Verwaltungsarbeit auf Kosten anderer Projekte zu binden, ist unverantwortlich, zumal abzusehen ist, 

dass die Fördergelder weniger werden und jetzt bereits von 75 % auf 60 % reduziert wurden.  

 



  
 

Mobilfunkkonzept: Das Mobilfunkkonzept ist unnötig, überaltet, teuer und vor allem 

gesundheitsschädlich. Das Bundesamt für Strahlenschutz empfiehlt, das Handy wegen der höheren 

Sendeleistung nicht bei schlechtem Empfang zu nutzen. Mobile Smartphones sind aber ständig 

aktiv, um Kontakt mit dem Internet zu halten. Die Begrenzung von Sendemasten führt zu einer 

größeren Anzahl von Funklöchern und damit zu vielen Stellen, an welchen man sein Smartphone 

nach dieser Empfehlung ausschalten sollte. Fazit: Das Mobilfunkkonzept führt zur reduzierten 

Errichtung von Masten und damit zu Strahlungserhöhungen direkt am Ohr des Nutzers und muss 

aufgegeben werden. 

 

Der Neubau für die Feuerwehr auf dem Gelände Cleverfeld wird voraussichtlich ca. 20 Mio. € 

kosten. Die Feuerwehr am alten Standort zu belassen und dort bei laufendem Betrieb neu zu bauen, 

wird mit Sicherheit noch teurer. 

 

Eine Grundsteuererhöhung wie von der SPD gefordert, lehnen wir ab. Die Mehreinnahmen wären in 

kurzer Zeit aufgezehrt. Es kann nicht sein, dass immer wieder dem Bürger in die Tasche gegriffen 

wird wenn eine solide Ausgabensteuerung fehlt.  

 

Da höhere Einnahmen bei der Gewerbesteuer nicht kalkulierbar und wohl kaum wahrscheinlich sind, 

weitere nicht vorhersehbare Ausgaben nötig werden können, ein eiserner Sparwille auch nicht zu 

erkennen ist, wird der Haushalt über mehrere Jahre nicht ausgeglichen sein. Aus diesem Grund 

muss ein freiwilliges Haushaltssicherungskonzept noch in diesem Jahr auf den Weg gebracht 

werden.Dem Kämmerer und seinen Mitarbeitern gilt unser Dank insbesondere für die 

übersichtlichen Beratungsvorlagen. Wir danken auch den anderen Verwaltungsmitarbeitern für ihre 

Arbeit, die wahrscheinlich nicht immer  

Freude gemacht hat aber trotz der mittleren Gehaltslage der Stadt Erkrath tapfer bewältigt wurde. 

Wir wünschen uns weiterhin eine „Fraktion Erkrath“ zum Wohle der Bürger und stimmen dem 

Haushalt auch aus kritischer Sympathie für den neuen Bürgermeister zu. 

 

Für die FDP-Fraktion 

 

Inge Berkenbusch 

 


